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AfD wird als rechtsextremistisch
eingestuft: Politiker in Aufruhr!

Brandenburgstuft AfD als rechtsextrem ein, während
interne Konflikte und Entlassungen im Verfassungsschutz

für Aufregung sorgen.

Brandenburg, Deutschland - Der Brandenburger
Verfassungsschutz hat die AfD am 14. April 2025 offiziell als
gesichert rechtsextremistisch eingestuft. Diese Entscheidung,
die bereits seit Mitte April galt, wurde im Innenausschuss des
Landtags thematisiert. Innenministerin Katrin Lange (SPD)
informierte die Öffentlichkeit jedoch erst am 5. Mai darüber, was
sie in der politischen Debatte als Vertrauensbruch bezeichnete.
Zuvor war die Partei seit 2020 lediglich als Verdachtsfall
eingestuft und wurde in den letzten Jahren intensiv beobachtet.
Daniel Freiherr von Lützow (50) von der AfD kommentierte die
Situation im Innenausschuss als „Schmierentheater“ und
bemängelte die Vorwürfe als ungerechtfertigt.



Ein Grund für die Hochstufung könnte im Zusammenhang mit
der Entlassung des früheren Verfassungsschutzchefs Jörg Müller
(52) stehen, dessen Abgang im Raum stand, nachdem er die
Ministerin nicht über die Entwicklungen in der Behörde
informierte. Dies führte zu Spannungen zwischen der SPD und
der AfD, die die Hochstufung als parteipolitisch motiviert werten.
Wilko Möller (58), ein weiteres Mitglied der AfD, warf den
Regierenden vor, einen „reinen Vernichtungswillen“ gegen die
Partei zu hegen. In Reaktion auf die Einstufung und die damit
verbundenen Vorwürfe kam es zu heftigem Streit zwischen
Abgeordneten beider Parteien.

Politische Folgen und Reaktionen

Die Hochstufung der AfD könnte erhebliche Auswirkungen auf
die Mitglieder der Partei haben, insbesondere die, die im
Staatsdienst tätig sind. Die Innenminister der Länder prüfen
derzeit, wie die Einstufung die Beschäftigung von AfD-
Anhängern im öffentlichen Dienst beeinflussen könnte. Dies
könnte die Partei sowohl in der politischen als auch in der
gesellschaftlichen Wahrnehmung weiter unter Druck setzen.

Die Einstufung der AfD in Brandenburg folgt dem Beispiel
anderer Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt und Thüringen, die
bereits ähnliche Entscheidungen getroffen haben. Diese
einheitliche Haltung der Verfassungsschutzbehörden
verdeutlicht die zunehmende Sorge über rechtsextremistische
Tendenzen innerhalb der Partei. Das Bundesamt für
Verfassungsschutz hat den Bundesverband der AfD ebenfalls als
gesichert rechtsextremistisch eingestuft.

Erweiterter Kontext zum
Rechtsextremismus in Deutschland

Die Entwicklungen in Brandenburg spiegeln einen
besorgniserregenden Trend wider. Laut dem Bericht des
Verfassungsschutzes für 2023 gab es einen Anstieg der



rechtsextremistischen Straftaten um 22,4 % im Vergleich zum
Vorjahr, mit insgesamt 25.660 Delikten. Die Zunahme von
gewalttätigen Übergriffen und propagandistischen Aktivitäten ist
alarmierend und zeigt die Herausforderung, mit der die
Sicherheitsbehörden konfrontiert sind.

Zusätzlich wird die Instrumentalisierung gesellschaftlicher Krisen
durch rechtsextreme Gruppierungen immer offensichtlicher.
Migration und Asyl sind zentrale Themen, die zur Mobilisierung
genutzt werden. In diesem Zusammenhang zeigt sich auch ein
Anstieg von Gewalttaten gegen Asylunterkünfte, was die
Dringlichkeit der politisch-gesellschaftlichen Diskussion
unterstreicht. Die AfD, die 2023 bereits einen Mitgliederstand
von 40.131 verzeichnete, könnte durch die neuen
Anschuldigungen und die damit verbundenen politischen
Konsequenzen weiter polarisiert werden.

Das nächste Kapitel in diesem politischen Drama wird
unweigerlich durch die Reaktionen der AfD und den Widerstand
ihrer Anhänger geprägt sein. Die Debatten um die Einstufung
werden die politischen Landschaften in Brandenburg und
darüber hinaus weiter in Bewegung halten.

Details
Vorfall Rechtsextremismus
Ort Brandenburg, Deutschland
Quellen www.maz-online.de
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